Mei Demokratie is ned deppat!
Wir wählen Landtage, Parlament, Regierung, BürgermeisterInnen. Das ist Demokratie. Geht‘s aber um unsere Vorgesetzten im Betrieb, hört sich‘s mit Demokratie schnell auf.Vorgesetzte heißen schließlich nicht umsonst so. Sie werden eben - „vorgesetzt“. Geht‘s um Führungskräfte in den Unternehmen ist unserer Mitsprache unsere Mitbestimmung gleich viel weniger gefragt, als in der Politik. Während wir unfähige PolitikerInnen abwählen können, können uns nicht weniger unfähige ManagerInnen, AbteilungsleiterInnen etc. über Jahre und Jahrzehnte hinweg erhalten bleiben. Wenig verwunderlich, dass Schwierigkeiten mit den Vorgesetzten bis hin zum Bossing zu den häufigsten Kündigungsgründen gehören.
Was viel zu oft passiert: Managerentscheidungen, über unsere Köpfe hinweg
Wir werden auch nicht gefragt, was mit den – von uns! - erwirtschafteten Gewinnen geschehen soll. Ob sie investiert werden. Ob sie im Betrieb verbleiben. Oder doch an die EigentümerInnen u ausgeschüttet werden sollen. All das wird über die Köpfe der Beschäftigten beschlossen. Obwohl wir, unsere Arbeitsplätze, unsere Einkommen direkt von derartigen Entscheidungen betroffen sind! Denn: wird z.B. der größte Teil des Gewinns ausgeschüttet, bleibt weniger Geld für die Modernisierung der Maschinen und Anlagen. Wird weniger in Bildungs- und Ausbildung der MitarbeiterInnen investiert. Ja, kann es sogar passieren, dass nur, um die AktionärInnen zufrieden zu stellen, mehr Gewinn ausgeschüttet wird, als erwirtschaftet wurde. Dann geht‘s regelrecht an die „Substanz“ der Betriebe. Leidtragende von derartigen Entscheidungen sind dann die Beschäftigten – denen betriebliche Sozialleistungen gekürzt werden, die mit weniger Personal noch mehr produzieren müssen, die im Fall der Unternehmenspleite Job und Einkommen verlieren. Ähnliches gilt bei Ausgliederungen, Auslagerungen, Teilschließungen, Verlagerungen: Nirgendwo haben Betriebsrat und Belegschaft ein entscheidendes Wort mitzureden, mitzubestimmen, wie es mit dem Unternehmen weitergehen soll, die Möglichkeit Schließungen von Betriebsteilen oder Auslagerungen trotz Gewinnen zu verhindern. Oder Alternativen zu den Plänen der Firmenleitung vorzuschlagen und zu beraten …
Was wir wollen: Mehr Demokratie im Betrieb 
Wir wollen daher mehr Demokratie und Mitbestimmung im Betrieb. Nicht nur, weil betriebliche Demokratie und Mitbestimmung zu mehr Arbeitszufriedenheit, höherer Motivation und weniger weniger Krankenständen führt. Sondern weil die Demokratisierung unserer Gesellschaft nicht auf „halbem Weg“ stecken bleiben darf. Demokratie muss es auch insbesondere auch dort geben, wo Menschen einen Großteil ihres Lebens verbringen: Am Arbeitsplatz, im Büro, in der Fabrik, im Krankenhaus, wo immer sie beschäftigt sind. Orten, wo Fremdbestimmung herrscht und Selbstbestimmung viel zu oft ein Fremdwort ist. Orten, wo freie Meinungsäußerung, Aufbegehren, oder Verweigerung oft genug mit Kündigung, Entlassung, Einkommensverlust sanktioniert wird. Orten, wo Demokratie als unnötiger Luxus angesehen wird. 
Demokratie in der Arbeitswelt ist  nicht nur gerecht – sind es doch wir, die wir mit unserer Arbeit gesellschaftlichen und materiellen Wohlstand erarbeiten und es daher nur gut und billig ist, dass wir ein entscheidendes Wort mitzureden haben müssen, wie der Wohlstand erzeugt und wie er verteilt wird. Sie ist auch notwendig, wollen wir autoritäre Tendenzen, Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremismus in der Gesellschaft wirkungsvoll bekämpfen. Denn es ist kein Zufall, dass Menschen, die in demokratischen Betrieben arbeiten und Mitbestimmung leben und erleben, deutlich weniger anfällig für Rassismus und rechtes Gedankengut sind, als ArbeitnehmerInnen, die in „traditionell“, streng hierarchisch und autoritär geführten Unternehmen beschäftigt sind.
Und es gibt sie auch, die Beispiele für Betriebe, wo Führungskräfte und Manager demokratisch durch die Belegschaften gewählt werden. Betriebe mit hoher Arbeitszufriedenheit, hoher Produktivität und hoher Loyalität zum Unternehmen. Es gibt die Betriebe wo die Maschinen, die Computer, die Gebäude den Beschäftigten selbst gehören und demokratische Entscheiden wo investiert wird, wie produziert wird und wie Gewinne verteilt werden. 
Was wir verteidigen: Unsere Interessenvertretungen
Und es gibt Gewerkschaften, Betriebsräte und die Arbeiterkammern, als unserer Interessenvertretungen in Wirtschaft und Arbeitswelt die sicher stellen, dass die Mitbestimmung der ArbeitnehmerInnen in den Betrieben, in der Politik und wenn es um die Verteilung des Wohlstands geht, auch sichergestellt ist. Die tragende Säulen einer „sozialen“ Demokratie sind und darum kämpfen, dass Demokratie - zumindest in Ansätzen - auch in den Betrieben gelebt wird und die Rechte der ArbeitnehmerInnen verteidigt und wahrgenommen werden.
Unserer demokratischen Errungenschaften, unsere Mitbestimmung in der Arbeitswelt ist allerdings unter schwarz-blau akut gefährdet. Obwohl  Demokratie im Betrieb ausgebaut werden müsste, will die schwarz-blaue Regierung – deren Programm wie eine billige Kopie des Forderungskatalogs der Industriellenvereinigung wirkt - das genaue Gegenteil:
·  Die betriebliche Mitbestimmung soll über eine Verkleinerung der Betriebsratskörperschaften beschnitten werden – weil dann weniger BetriebsrätInnen mehr Aufgaben übernehmen müssen, was die Qualität der Vertretung verschlechtern wird.
· Die Arbeiterkammer will die Regierung über eine drastische Kürzung der AK-Umlage empfindlich schwächen – weil unter weniger AK-Budget natürlich Serviceleistungen wie die Arbeitsrechtsberatung, die Vertretung vor Gericht, der KonsumentInnenschutz zurückgefahren werden müssen, aber auch die so wichtige Grundlagenarbeit und Expertise in z.B. Wirtschafts-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik nicht mehr im bisherigen Umfang erbracht werden kann. Das schwächt die ArbeitnehmerInnen und ihre Interessenvertretungen insgesamt.
· Die Jugendvertrauensräte – die demokratisch gewählte Interessenvertretung der Lehrlinge und Jugendlichen in einem Betrieb – sollen überhaupt abgeschafft werden. 
· Zusätzlich sollen Verhandlungen um Arbeitszeiten, um Löhne etc. stärker im Betrieb als auf überbetrieblicher Ebene – in Kollektivverträgen – geregelt werden. Weil in den Betrieben die Verhandlungsmacht von Gewerkschaften natürlich schwächer ist und dort viel schlechtere Ergebnisse ausverhandelt werden können als auf Branchenebene.
Für uns steht fest: Wir müssen unsere Demokratie und unsere Interessenvertretungen verteidigen. Weil nur starke Gewerkschaften, Betriebsräte und Arbeiterkammern unsere Rechte, unserer Mitbestimmung und unsere sozialen Errungenschaften absichern und verteidigen können. Für uns ist aber auch klar. Es müssen weitere Mitbestimmungsrechte erkämpft werden. Egal ob es um Mitbestimmung bei Wahl und Auswahl der Vorgesetzten geht, bei der Verwendung und Verteilung der Gewinne, oder kurz – bei allen betrieblichen Angelegenheiten die unmittelbar unserer Interessen berühren und betreffen. Betriebe dürfen nicht länger demokratiefreie Zonen bleiben. Es wurde viel zu lange und genug über unsere Köpfe hinweg entschieden. Es braucht in der Arbeitswelt mehr anstatt weniger Demokratie.
Damit Du im Betrieb gehört wirst:
· Stimm- und Vetorecht bei Auswahl und Beurteilung von Vorgesetzten durch die unmittelbar betroffenen Beschäftigten und die Belegschaftsvertretung
· Erweiterte Mitbestimmungsrechte der unmittelbar betroffenen ArbeitnehmerInnen (z.B. Beschäftigte einer Abteilung, einer Filiale, einer Dienststelle ...) bei der Bestellung  von Führungskräften:  z.B. Transparenz bei Auswahl- und Bewerbungskriterien, verpflichtende KandidatInnenhearings, Einbindung des Betriebsrats bei Ausschreibung, Formulierung des Ausschreibungstext und KandidatInnenfindung, Vetorecht bei massiven Bedenken seitens der Belegschaft durch den Betriebsrat, Paritätische Beschickung von Personal-/bzw. Besetzungskommissionen durch ArbeitgeberInnen und ArbeitnehmerInnen (50:50), bis hin zur direkten Wahl der Vorgesetzten durch die Belegschaft

· Regelmäßige anonymisierte Evaluierungen und Bewertungen von Führungskräften durch die unmittelbar betroffene Belegschaft (z.B. Beschäftigte einer Abteilung, einer Dienststelle …) und Beratung der Ergebnisse zwischen Geschäftsführung/Vorstand bzw. der höher gelagerten Hierarchieebene und Betriebsrat. Betriebsräten soll das Recht eingeräumt werden, bei überwiegend negativer Beurteilung die Abberufung der Führungskraft beantragen zu können.

· BelegschaftsvertreterInnen in Aufsichtsorganen müssen hinsichtlich der Wahl von Vorständen bzw. GeschäftsführerInnen sowie des/der Aufsichtsratsvorsitzenden (inkl. VertreterIn) den EigentümervertreterInnen vollkommen gleichgestellt werden. Zusätzlich sollen Betriebsräte ein Vetorecht mit aufschiebender Wirkung bei der Bestellung des Vorstands bzw. einzelner Vorstandsmitglieder eingeräumt werden, um eine Beratung über Alternativvorschläge erzwingen zu können.
· Mittelfristig wollen wir, dass die Hälfte der VertreterInnen im Aufsichtsrat von der Belegschaft gestellt wird und es keine privilegierten Abstimmungsrechte gibt. Damit wäre tatsächlich gewährleistet, dass die EigentümervertreterInnen, die ArbeitnehmervertreterInnen nicht überstimmen können und bei wirtschaftlichen wie personellen Entscheidungen mit den ArbeitnehmervertreterInnen regelmäßig in Verhandlungen treten muss.
· Wir wollen eine Stärkung individueller  Informations- und Mitbestimmungsrechte der ArbeitnehmerInnen:

· Zu wesentlichen Managemententscheidungen, die ihren Arbeitsplatz oder ihre Tätigkeit betreffen, sollen Beschäftigte mit ihren Vorgesetzten auf nächsthöhere Ebene Stellung beziehen dürfen. Von diesen Stellungnahmen ist der Betriebsrat in Kenntnis zu setzen und zu Beratungen hinzuzuziehen.

· Grundsätzlich sollen ArbeitnehmerInnen das Recht bekommen, bei Vorgesetzten Vorschläge und Beschwerden zu arbeitsorganisatorischen bzw. betriebliche Abläufen einbringen zu können. Auch hierüber ist der Betriebsrat zu informieren und bei einer Behandlung hinzuzuziehen.

· Es ist sicher zu stellen, dass diese Formen „freie Meinungsäußerung“ nicht zu einer Benachteiligung bzw. sogar einer Kündigung führen dürfen, das  Recht auf „freie Meinungsäußerung“ daher in den Katalog der Motivanfechtungsgründe bei Kündigung aufzunehmen ist.

· Mitwirkungs- und Informationsrechte von ArbeitnehmerInnen bei Umweltfragen am Arbeitsplatz: Über Umweltgefährdung im Arbeitsumfeld sind ArbeitnehmerInnen ab dem Augenblick, wo diese festgestellt wird, von den Arbeitgebern umgehend zu informieren. Das Recht auf Information umfasst auch vollständige Unterrichtung über Emissionen am Arbeitsplatz, zur Auswahl zur Verfügung stehender Technologien und zu Vorhaben zur Energieeinsparung, Energienutzung und Information.
· Recht auf Ablehnung gefährlicher Arbeiten: Ein/e ArbeitnehmerIn darf nicht zur Verantwortung gezogen oder disziplinarisch belangt werden, wenn er/sie ablehnt, Arbeiten auszuführen, von denen er/sie ehrlicherweise glaubt, dass diese Arbeiten eine unmittelbare bzw. ernsthafte Bedrohung für seine/ihre Gesundheit oder für die Gesundheit anderer Beschäftigter darstellen.
· Recht auf Ablehnung von Arbeiten, welche die Umwelt schädigen: Ein/e ArbeitnehmerIn darf nicht zur Verantwortung gezogen oder disziplinarisch bestraft werden, wenn er/sie ablehnt, Arbeiten auszuführen, von denen er/sie ehrlicherweise glaubt, dass diese Arbeiten eine unmittelbare bzw. ernsthafte Bedrohung für die Umwelt darstellen.
· Schutz von Hinweisgebern: Ein/e ArbeitnehmerIn darf nicht zur Verantwortung gezogen oder disziplinarisch bestraft werden, wenn er/sie bspw. betriebliche Produktionsprozesse meldet bzw. publik macht, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie eine Gefahr für die Umwelt darstellen.
· Wir wollen aber auch eine Stärkung der Belegschaftsrechte  gegenüber dem Betriebsrat. 1/3 der Belegschaft eines Betriebs soll das Rechte erhalten, maximal zwei mal jährlich, zu einem bestimmten  arbeitnehmerInnen- oder betriebspolitisch relevanten Thema eine außerordentliche Betriebsversammlung einberufen (maximal zwei mal jährlich) zu können. Bei dieser hat der Betriebsrat anwesend zu sein und Rede und Antwort zu stehen. Zusätzlich muss es Möglichkeiten der Anhörung und Mitbestimmung der Belegschaft vor Abschluss einer neuen Betriebsvereinbarung sowie eine Berichtspflicht des Betriebsrats über abgeschlossene Betriebsvereinbarungen in der nachfolgenden Betriebsversammlung geben.
· Mehr Mitbestimmung von Betriebsräten und Belegschaft bei der Verwendung von Gewinnen, bei Investitionen, sowie bei Ausgliederungen oder Auslagerungen von Unternehmensteilen.
· Wir wollen ein „Vetorecht“ für BetriebsrätInnen bei Maßnahmen, zu denen es kein Einvernehmen mit der Unternehmensleitung gibt z.B. wenn Betriebsteile ausgegliedert oder verlagert, verkauft oder Produktionsabläufe umstrukturiert werden sollen. Über ein derartiges zeitlich befristetes „Veto“ soll der Betriebsrat die Möglichkeit haben, Stellung zu beziehen und eine echte Verhandlungsphase mit der Unternehmensleitung zu erzwingen, z.B. zur Erstellung von Alternativplänen unter Heranziehung externer und interner ExpertInnen. 
· Auch bei wesentlichen, die ArbeitnehmerInnen betreffenden Angelegenheiten wie Investitionen, Verwendung von Gewinnen oder Inhalt von und Zugang zu innerbetrieblichen Qualifikationsprogrammen wollen wir ein Vetorecht des Betriebsrats, um Gespräche und Beratungen zu erzwingen. Z.B. um zu  verhindern, dass zu hohe Ausschüttungen erfolgen oder Fehlinvestitionen getätigt werden. 
· Ist der Betrieb in seinem Bestand gefährdet – etwa aufgrund drohender Insolvenz oder fehlender Erben  - soll dem Betriebsrat und den Gewerkschaften in Absprache und auf Beschluss der Belegschaft das Recht eingeräumt werden,  die „Weiterführung in Arbeiterselbstverwaltung“ zu beantragen. Dieser Antrag ist im  Rahmen des Insolvenzverfahren vom Gericht bevorzugt zu behandeln. Dabei sollen Möglichkeiten zur Fortführung des Betriebs in Selbstverwaltung, Sanierungskonzepte sowie mögliche öffentliche Unterstützung überprüft werden um den Weiterbestand des Betriebes und der Beschäftigungsverhältnisse sicherzustellen. 
· Wir wollen Gleichstellungs- und Gleichbehandlungsmaßnahmen, Förderung von Diversity und betrieblichen Sozialleistungen im Betrieb als erzwingbare Betriebsvereinbarungen um Chancengerechtigkeit und Vielfalt im Betrieb mehr Druck zu verleihen
· Wir wollen Möglichkeiten für Belegschaftsvertretungen und Belegschaften unterschiedlicher Unternehmen eines Clusters, überbetriebliche Sozialeinrichtungen am gemeinsamen Standort zu erwirken – z.B. „Clustervereinbarungen“ über Kinderbetreuungseinrichtungen oder überbetriebliche, umweltfreundliche Mobilitätskonzepte vor Ort. 
· Für starke Arbeiterkammern, Betriebs- und Jugendvertrauensräte in einer starken Demokratie. Wir sagen klar NEIN zur Einschränkung von ArbeitnehmerInnen-, Gewerkschafts- und Freiheitsrechten.
· Stopp den Angriffen auf unsere Interessenvertretungen, daher:
· Nein zur Kürzung der AK-Umlage – Ja zur Pflichtmitgliedschaft zu den Arbeiterkammern. 
· Nein zur Abschaffung der Jugendvertrauensräte – Ja zur eigenständigen, demokratische gewählten Interessenvertretung der Lehrlinge und Jugendlichen in den Betrieben
· Keine Verkleinerung der Betriebsratskörperschaften 
· Keine Schwächung der kollektivvertraglichen zugunsten der betrieblichen Ebene – Kollektivverträge müssen das zentrale Instrument zur Regelung der Arbeitsbeziehungen, von Löhnen, Gehältern, Arbeitszeiten, Einstufungen etc. bleiben. Auf Betriebsebene ist die Verhandlungsmacht deutlich schwächer als auf Branchenebene, weil Belegschaften und ihre Vertretungen in einem Unternehmen leichter unter Druck gesetzt und zu Zugeständnissen zulasten der Beschäftigten gezwungen werden können.
· Härtere Strafen für Unternehmen, die Betriebsratsgründungen verhindern oder Betriebsratsrechte beschneiden (schnellere Verfahren bei Arbeits- und Sozialgericht, Schadenersatzpflicht der Arbeitgeber bei Verletzung der Informationspflichten, Unwirksamkeit bzw. Rückabwicklung von Unternehmensentscheidungen, wenn die Belegschaftsvertretung nicht ordnungsgemäß eingebunden war, drastische Erhöhung der Geldstrafen, wenn ArbeitgeberInnen ihrer Informationspflicht gegenüber BetriebsrätInnen nicht nachkommen).
· Organisatorische Erleichterung von Betriebsratswahlen in Kleinbetrieben
· Kündigungsschutz/Benachteiligungsverbot bei Betriebsratsgründungen und für BetriebsrätInnen erweitern: Für alle, die sich aktiv an der Gründung eines Betriebsrats beteiligen, ist ein besserer Kündigungsschutz zu gewährleisten. Der Kündigungsschutz/das Benachteiligungsverbot ist auf Ersatzmitglieder des Betriebsrates auszuweiten und für ehemalige BetriebsrätInnen/PersonalvertreterInnen zu verbessern. 
· Gewerkschaften müssen das bedingungslose Zutrittsrecht zu Betrieben zur Anbahnung und Abwicklung von Betriebsratswahlen und /oder Betriebsversammlungen bekommen.
· Keine Reformen zulasten der Mitwirkung von ArbeitnehmerInnen an öffentlichen Aufgaben, Kein „Hinausdrängen“ von ArbeitnehmerInnenvertreterInnen aus Organen der Sozialversicherungen, aus Aufsichtsräten und Gremien öffentlicher Fonds, Stiftungen, Fördergebern oder anderen wirtschafts- und sozialpolitisch relevanten Institutionen deren Aktivitäten für ArbeitnehmerInnen von Bedeutung sind und unmittelbare Auswirkungen auf die soziale und wirtschaftliche Lage der ArbeitnehmerInnen sind
· Keine Beschneidung demokratische Grund- und Freiheitsrechte wie dem Recht auf Versammlungs- und Organisationsfreiheit, dem Demonstrationsrecht, dem Recht auf freie Meinungsäußerung etc. Der § 278 („Anti-Mafia-Paragraf“) sowie das Staatsschutzgesetz sind dahingehend klar und unmissverständlich zu ändern, dass sie nicht für zivilgesellschaftliche, politische und gewerkschaftliche Aktivitäten  und Organisationen anzuwenden sind.
· Keine Beschränkung des freien Zugangs zum Internet (vulgo „elektronisches Vermummungsverbot“), keine Vorratsdatenspeicherung durch die Hintertür, gegen die Schaffung gläserner BürgerInnen durch Ausbau der Videoüberwachung und Bundestrojaner
· Keine Beschränkung der Arbeit von Nichtregierungsorganisationen, Bürgerinitiativen und AktivistInnen, keine Beschränkung von Verfahrensrechten in Umweltverfahren 
· Ausbau der Möglichkeit der Verbandsklage: Vereine oder Institutionen – wie ÖGB  und  AK – sollen das Recht bekommen, ohne „eigene Betroffenheit“ und ohne individuell betroffenen Kläger die Einhaltung von Arbeits- und Sozialrecht einklagen zu können.
· Schaffung der Möglichkeit einer Vorabprüfung von Gesetzen durch den VfGH auf Antrag von Gewerkschaften, Arbeiterkammern, Bürgerinitiativen 
· Schaffung einer Möglichkeit für BürgerInnen, die Normen der Europäischen Sozialcharta innerstaatlich durchzusetzen 
